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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die N 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 40. 


* 
(Nr. 3463.) Vertrag zwiſchen Preußen und mehreren anderen deutſchen Regierungen wegen 
gegenſeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszuweiſenden. Vom 
15. Juli 1851. £ 


Die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachſen, Sachſen-Weimar, Olden- 4 ». 42 e, 
burg, Sachſen-Meiningen, Sachſen-Coburg-Gotha, Sachſen⸗Altenburg, An⸗ een ge. 
halt⸗Deſſau, Cöthen und Bernburg, Schwarzburg-Rudolſtadt und Sonders- burger pe | 
hauſen, Reußs Plauen älterer und jüngerer Linie, Waldeck und Lippe, find in f | 
Beruͤckſichtigung der bei Anwendung der bisher zwifchen ihnen ab eſchloſſenen | 
Konventionen wegen der Ausgewieſenen hervorgetretenen Schwierigteiten, fowie | 
in der Abſicht, das in Bezug auf die Uebernahme von Auszuweiſenden oder 
Heimathloſen zwiſchen ihnen beſtehende Verhaͤltniß auf moͤglichſt einfache und 
leicht zu handhabende Grundſaͤtze zuruͤckzufuͤhren und dadurch zugleich, ſoviel 
an ihnen iſt, ein allgemeines deutſches Helmahsrecht vorzubereiten, uͤbereinge⸗ 
kommen, eine neue Vereinbarung uͤber die gegenſeitige Verpflichtung zur Ueber⸗ 
nahme von Auszuweiſenden abzuſchließen, und haben zu dieſem Zwecke Bevoll- 
maͤchtigte ernannt, und zwar: 


die Koͤnigl. Preußiſche Regierung 
den Geheimen BEER eee Frantz 
un 


den Geheimen Legationsrath Hellwig, 
die Koͤnigl. Bayeriſche Regierung 
den Legationsrath Roͤs gen, 
die Koͤnigl. Saͤchſiſche Regierung 
den Geheimen Rath und Direktor ze. Kohlſchuͤtter, 
die Großherzogl. Sachſen⸗Weimariſche Regierung 
5 den Geheimen Regierungsrath Schmith, 
die Geoßberzogl. Oldenburgiſche Regierung 
den Regierungsrath Freiherrn von Berg, 
die Herzogl. Sachſen⸗Meiningenſche Regierung 
125 den . —.— — 9 4 5 0 
ie Herzogl. Sachſen-Coburg- und Gothaiſche Re ierung 
den Miniſterialrath Brückn er, l . 
Jahrgang 1851, (Nr. 3463.) 97 die 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Dezember 1851. 


= mW - 


die Herzogl. Sachſen-Altenburgiſche Regierung 
den Regierungs-Direktor Schuderoff, 
die 8 Regierungen von Anhalt-Deſſau, Anhalt-Coͤthen und An— 
halt⸗Bernburg 
f den Herzogl. Anhalt-Deſſauiſchen Miniſterialrath Walther, 
die Fuͤrſtlichen Regierungen von Schwarzburg-Rudolſtadt, Schwarzburg— 
Sondershauſen und Reuß-Plauen aͤlterer ſowie jüngerer Linie 
den Großherzogl. Sachſen-Weimariſchen Geheimen Regierungs— 
rath Schmith, N 0 
die Fuͤrſtlich Waldeckſche Regierung 8 
den Staatsrath Schumacher, 
die Fuͤrſtlich Lippeſche Regierung 
den Regierungsrath Heldman, N 


welche, vorbehaltlich der Genehmigung ihrer Regierungen, uͤber nachſtehende 
Beſtimmungen uͤbereingekommen ſind. 


H. 1. 
Jede der kontrahirenden Regierungen verpflichtet ſich, 


a) diejenigen Individuen, welche noch fortdauernd ihre Angehörigen (Unter: 
thanen) ſind, und 

b) ihre vormaligen Angehoͤrigen (Unterthanen), auch wenn fie die Unter: 
thanſchaft nach der inlaͤndiſchen Geſetzgebung bereits verloren haben, fo 
lange, als ſie nicht dem andern Staate nach deſſen eigener Geſetzgebung 
angehoͤrig geworden ſind, 


auf Verlangen des andern Staates wieder zu uͤbernehmen. 


1 


Iſt die Perſon, deren ſich der eine der kontrahirenden Staaten entledi— 
gen will, zu keiner Zeit einem der kontrahirenden Staaten als Unterthan an⸗ 
gehörig geweſen (F. 1.), fo iſt unter ihnen derjenige zur Uebernahme verpflich- 
tet, in deſſen Gebiete der Auszuweiſende 


a) nach zuruͤckgelegtem 21ſten Lebensjahre ſich zuletzt funf Jahre hindurch 
. aufgehalten, oder 
b) ſich verheirathet und mit ſeiner Ehefrau unmittelbar nach der Ehe⸗ 
ſchließung eine gemeinſchaftliche Wohnung mindeſtens ſechs Wochen inne 
gehabt hat, oder 
c) geboren iſt. 


Die Geburt (c.) begruͤndet eine Verpflichtung zur Uebernahme nur dann, wenn 
keiner der beiden andern Faͤlle (a. und b.) vorliegt. Treffen dieſe zuſammen, 
ſo iſt das neuere Verhaͤltniß entſcheidend. a 


ee. 


$. 3. 


Ehefrauen find in den Fällen des H. 1. und 2., ihre Uebernahme moͤge 
gleichzeitig mit derjenigen ihres Ehegatten oder ohne dieſe in Frage kommen, 
von ne Staate zu übernehmen, welchem der Ehemann nach $. 1. oder 
2. zugehoͤrt. ; 

< Bei Wittwen und geſchiedenen Ehefrauen ift, jedoch nur bis zu einer 
in ihrer Perſon eintretenden, die Uebernahme-Verbindlichkeit begruͤndenden 
Veränderung, das Verhaͤltniß des Ehemannes zur Zeit ſeines Todes und be— 
ziehungsweiſe der Eheſcheidung maaßgebend. 

Die Frage, ob eine Ehe vorhanden ſei, wird im Falle des $. 1. nach 
den Geſetzen desjenigen Staates beurtheilt, welchem der Ehemann angehoͤrt; 
im Falle des F. 2. aber nach den Geſetzen desjenigen Staates, wo die Ehe⸗ 
ſchließung erfolgt iſt. x 


H. 4. i 

Eheliche Kinder ſind, wenn es ſich um deren Uebernahme vor vollende- 

tem 21ften Lebensjahre handelt, in den Fällen des-$. 1. und 2. nicht nach 

ihrem eigenen Verhaͤltniſſe, ſondern nach dem des Vaters zu beurtheilen. 

Kinder, welche durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimirt ſind, werden den 
ehelich geborenen gleich geachtet. 


§. 5. 
Uneheliche Kinder ſind nach demjenigen Unterthans-Verhaͤltniſſe zu be⸗ 
urtheilen, in welchem zur Zeit der Geburt derſelben deren Mutter ſtand, auch 
wenn 1 fpäter eine Veränderung in dieſem Verhaͤltniſſe der Mutter zuge⸗ 
tragen hat. ö 
; Gehoͤrte die Mutter zur Zeit der Geburt ihres unehelichen Kindes kei— 
nem der kontrahirenden Staaten als Unterthanin an, ſo entſcheiden uͤber die 
Verpflichtung zu feiner Uebernahme die Beſtimmungen des H. 2. 
Auch auf uneheliche Kinder findet die Vorſchrift des zweiten Abſatzes 
des F. 6. Anwendung. 


f H. 6. 
Iſt keiner der im H. 2. gedachten Fälle vorhanden, fo muß der Staat, 
in welchem der Heimathloſe ſich aufhaͤlt, denſelben behalten. ' 
Doch ſollen weder Ehefrauen noch Kinder unter 16 Jahren, falls ſie 
einem andern Staate nach H. 1. oder 2. zugewieſen werden koͤnnten, von ihren 
Ehemaͤnnern und beziehungsweiſe Eltern getrennt werden. 


3 
Wenn diejenige Regierung, welche ſich einer laͤſtigen Perſon entledigen 
will, die Uebernahme derſelben von mehreren deutſchen Bundesstaaten aus der 
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ee oder einer andern Uebereinkunft zu fordern berechtigt ift, ſo hat 
i 


e denjenigen Staat zunaͤchſt in Anſpruch zu nehmen, welcher in Beziehung 
auf den Verpflichtungsgrund oder die Zeitfolge naͤher verpflichtet iſt. 

Hat dieſer Staat, auch nach vorgaͤngigem Schriftwechſel der oberſten 
Landesbehoͤrden, die Uebernahme verweigert, ſo kann die ausweiſende Regierung 
auch von demjenigen Staate, welcher nach gegenwaͤrtiger Uebereinkunft hier⸗ 
naͤchſt verpflichtet iſt, die Uebernahme fordern und demſelben die Geltend— 
Pre feines Rechts gegen den vermeintlich ‚näher verpflichteten Staat 
uͤberlaſſen. f 


§. 8. 


Ohne Zuſtimmung der Behörde des zur Uebernahme verpflichteten Staa⸗ 
tes darf dieſem kein aus dem anderen Staate ausgewieſenes Individuum zus 
gefuͤhrt werden, es ſei denn, daß 

a) der Ruͤckkehrende ſich im Beſitze eines von der Behörde feines Wohn⸗ 
ortes ausgeſtellten Paſſes (Wanderbuchs, Paßkarte), ſeit deſſen Ablauf 

noch nicht ein Jahr verſtrichen iſt, befindet, oder 5 

p) daß der Ausgewieſene einem in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegenden 
dritten Staate zugehoͤrt, welchem er nicht wohl anders als durch das 

Gebiet des anderen kontrahirenden Staates zugefuͤhrt werden kann. 


H. 9. 


Sollte ein Individuum, welches von dem einen kontrahirenden Staate 
dem anderen zum Weitertransport in einen ruͤckwaͤrts liegenden Staat nach 
Maaßgabe des H. 8. Litt, b. uͤberwieſen worden iſt, von dem letzteren nicht 
angenommen werden, ſo kann daſſelbe in denjenigen Staat, aus welchem es 
ausgewieſen worden war, wieder zuruͤckgefuͤhrt werden. 


$. 10, 


Die Ueberweiſung der Ausgewieſenen geſchieht in der Regel mittelſt 
Transportes und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde 1 en Ortes, wo 
der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staates beendigt anzuſehen 
iſt. Mit dem Ausgewieſenen werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf der 
Transport konventionsmaͤßig gegründet wird, uͤbergeben. In ſolchen Fällen, 
wo keine Gefahr zu beforgen it, koͤnnen einzelne 2 usgewieſene auch mittelſt 
eines Paſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben 
iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 


§. 11. 


Die Koften der Ausweiſung trägt innerhalb feines Gebietes der auswei— 

ſende Staat. 8 
Wenn der Ausgewieſene, um ſeiner Heimath in einem dritten Staate 
zugefuͤhrt zu werden, durch das Gebiet eines anderen kontrahirenden — 
728 trans⸗ 
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transportirt werden muß, ſo hat dem letzteren der ausweiſende Staat die 
Hälfte der bei dem Durchtransporte entſtehenden Koſten zu erftatten. 

Muß der Ausgewieſene im Falle des $. 9. in den Staat, aus welchem 
er ausgewieſen worden war, wieder zuruͤckgebracht werden, ſo hat dieſer Staat 
ſaͤmmtliche Koſten des Ruͤcktransportes zu verguͤten. 


$. 12. 


Koͤnnen die betreffenden Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staates, 
welchem die Uebernahme angeſonnen wird, ſich bei dem daruͤber ſtattfindenden 
Schriftwechſel nicht einigen und iſt die Meinungsverſchiedenheit auch im diplo⸗ 
matiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen, fo wollen die betheiligten Regie⸗ 
rungen den Streitfall zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung einer dritten deut⸗ 
ſchen ede, welche zu den Mitkontrahenten des gegenwärtigen Ver: 
trages gehoͤrt. 

Bie Wahl der um 8 des Schiedsſpruchs zu erſuchenden deutſchen 
Regierung bleibt demjenigen Staate uͤberlaſſen, der zur Uebernahme des Aus⸗ 
gewieſenen verpflichtet werden ſoll. ö | 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen jedesmal 
nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der anderen Regierung eine Ab⸗ 
ſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt einzuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen welche von keinem 
Theile eine weitere Einwendung zuläffig iſt, hat derjenige Staat, in deſſen Ge- 
biet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen der Differenz ſich befun⸗ 
den, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Gebiete zu behalten. 

Fg. 13. 

Gegenwaͤrtige Uebereinkunft tritt vom 1. Januar 1852. an und zwar 
dergeſtalt in Wirkſamkeit, daß alle Falle zweifelhafter Uebernahme⸗Verbind⸗ 
lichkeit, welche bis zu dieſem Zeitpunkte zwiſchen den beiderſeitigen Behoͤrden 
noch nicht zur Eroͤrterung gelangt, oder, falls dies bereits der Fall geweſen, 
bis eben dahin durch ein buͤndiges Anerkenntniß oder durch ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung noch nicht definitiv erledigt worden find, nach den neu vereinbar— 
ten Beſtimmungen beurtheilt werden ſollen. 

Mit dem 1. Januar 1852. treten ſaͤmmtliche Vereinbarungen wegen der 
Uebernahme von Ausgewieſenen, welche bisher zwiſchen den kontrahirenden 
Staaten beſtanden, außer Kraft. 


$. 14. 

Jedem kontrahirenden Theile ſteht das Recht zu, ein Jahr nach der von 
ihm ausgeſprochenen Kündigung von der gegenwärtigen Uebereinkunft zuruͤck⸗ 
zutreten. 

$. 15. 

Allen deutſchen Bundesſtaaten, welche die gegenwaͤrtige Uebereinkunft 

nicht mit abgeſchloſſen haben, ſteht der Beitritt zu derſelben offen. Ii. 
(Fr. 3463.) ei⸗ 
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Beitritt wird durch eine, die Uebereinkunft genehmigende und einer der kontra⸗ 
hirenden Regierungen behufs weiterer Benachrichtigung der Übrigen Kontrahen⸗ 
ten zu uͤbergebende Erklaͤrung bewirkt. 


g Zu Urkund deſſen haben die Bevollmaͤchtigten die gegenwaͤrtige Ueber— 
einkunft unterzeichnet und unterſiegelt. A 


Gotha, den 15. Juli 1851. 


(L. S.) Friedr. Carl Frantz. (L. S.) Friedrich Hellwig. (I. S.) Albert 

Roesgen. (I. S.) Carl Ludwig Kohlſchuͤtter. (L. 8.) Guſtav Adolph 

Schmith. (IL. S.) Carl Heinrich Ernſt von Berg. (I. S.) Dr. Friedrich 

Eduard Oberlaͤnder. (L. S.) Karl Chriſtian Rudolf Bruͤckner. 

(L. S.) Herrmann Schuderoff. (L. S.) Franz Walther. (L. S.) Wolrad 
Schumacher. (I. S.) Theodor Heldman. 


V. hender Vertrag wird, nachdem derſelbe von ſaͤmmtlichen kontrahirenden 
Regierungen ratifizirt worden iſt, hiedurch mit dem Bemerken zur offentlichen 
Kenntniß gebracht, daß demſelben in Gemaͤßheit des F. 15. die Regierungen 
1) des Herzogthums Naſſau mittelſt Erklaͤrung vom 4. Oktober d. I., 
2) des Großherzogthums Heſſen unter dem 25. Oktober d. J., und 
J) des Kurfuͤrſtenthums Heſſen mittelft Erklaͤrung vom 17. November d. J. 
beigetreten ſind. 


Berlin, den 27. November 1851. 


Der Miniſter⸗Präſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
7 von Manteuffel. f 


(Nr, 3464.) 


= 


(Nr. 3464.) Allerhöchfter Erlaß vom 23. Oktober 1851., betreffend die Chauſſeegeld⸗Erhe⸗ 
bung auf der Straßenſtrecke von der Erfurt-Gothaer Chauſſee bei Erfurt 
uͤber Hochheim bis zur Herzoglich Sachſen-Gothaiſchen Landesgrenze. 


Nachdem die 859 Ruthen lange Straßenſtrecke von der Erfurt⸗Gothaer 
Chauſſee bei Erfurt über Hochheim bis zur Herzoglich Sachſen-Gothaiſchen 
Landesgrenze in der Richtung auf Biſchleben durch die theilweiſe auf Koſten 
der Gemeinde Hochheim, theilweiſe auf Koften des Staats vorgenommenen 
Inſtandſetzungs-Arbeiten allmaͤlig in einen chauſſeemäßigen Zuſtand verſetzt wor⸗ 
den iſt, will Ich auf den Bericht vom 3. Oktober d. J. der Gemeinde Hoch⸗ 
heim gegen Uebernahme der Unterhaltung der ganzen Strecke von 859 Ruthen 
in einem chauffeemäßigen Zuſtande die Befugniß zur Erhebung eines halbmei— 
ligen Chauſſeegeldes nach dem jedesmal für die Staats-Chauſſeen geltenden 
Chauſſeegeld-Tarife, jedoch mit dem Vorbehalte einer eventuellen Verbindung 
der Erhebung fuͤr dieſe 859 Ruthen mit der Erhebung fuͤr die auf Gothaiſchem 
Gebiete zu erbauende, unmittelbar anſchließende Chauſſee, hiermit verleihen. 
Zugleich beſtimme Ich, daß die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840, 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf dieſe Straße 
Anwendung finden ſollen. 


N Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 


Magdeburg-Halberſtadter Eiſenbahn, den 23. Oktober 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den abweſenden Miniſter für Handel ꝛc. ” 
Simons, v. Bodelfchwingh. 
* 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


. 


fe, 3464-3465) (Nr. 3468.) 
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(Nr. 3465.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Oktober 1851., betreffend die Erhebung des 
i Chauſſeegeldes auf der Chauſſeeſtrecke von Grünberg in der Richtung auf 
Wittgenau fuͤr eine halbe Meile. d 


Au Ihren Bericht vom 8. Oktober d. J. genehmige Ich, daß auf der von 
Grünberg in der Richtung auf Wittgenau erbauten Chauſſeeſtrecke das Chauſſee— 
geb für eine halbe Meile nach dem für die Staatsſtraßen jedesmal geltenden 

hauſſeegeld⸗Tarif erhoben werde. Zugleich beſtimme Ich hierdurch, daß das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen geltenden Vorſchriften, auch die dem 
Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen auf dieſe Straße Anwendung finden follen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Magdeburg⸗Halberſtadter Eiſenbahn, den 23. Oktober 1851. 


Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den abweſenden Miniſter für Handel ꝛc. 5 
Simons. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hoſbuchdruckerel. 
(Rudolph Decker.) 


